
dem sie zur Verschleierung der Entnahme Eintragungen 
im Kassenbuch verfälscht hatte. Die Angeklagte verwen­
dete das Geld vorwiegend zum Kauf von Genußmitteln. 
Der größte Teil des unterschlagenen Geldes ist inzwischen 
der Taxi-Genossenschaft zurückgezahlt worden.

Der Generalstaatsanwalt hat die Kassation dieser Ent­
scheidung beantragt.

Der Kassationsantrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Das Kreisgericht hat auf den vorliegenden Fall die 

Bestimmungen des StEG zum Schutze gesellschaft­
lichen Eigentums angewandt, ohne zu beachten, daß 
im Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik in 
der Periode des Aufbaus des Sozialismus neben den 
sich ständig bildenden und entwickelnden sozialisti- 

f sehen Genossenschaften noch privatkapitalistische Ge­
nossenschaften existieren. Deshalb hätte das Kreis­
gericht prüfen müssen, ob die Taxi-Genossenschaft P. 
eGmbH eine sozialistische Genossenschaft ist, deren 
Eigentumsform als eine der Formen sozialistischen 
Eigentums Bestandteil der ökonomischen Basis der 
sozialistischen Gesellschaftsordnung ist. Nur wenn das 
der Fall ist, wird dieses Eigentum durch die Bestim­
mungen zum Schutze gesellschaftlichen Eigentums, die 
im StEG enthalten sind, geschützt. Hierauf weist § 28 
StEG ausdrücklich hin. Danach ist im Sinne der Be­
stimmungen des StEG neben dem Eigentum des Ar- 
beiter-und-Bauem-Staates (Volkseigentum) ünd dem 
Eigentum demokratischer Parteien und Organisationen 
nur das Eigentum s o z i a l i s t i s c h e r  Genossen­
schaften gesellschaftliches Eigentum. Typische Genos­
senschaften dieser Art sind die landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften und die Produktions­
genossenschaften des Handwerks. Sie sind dadurch ge­
kennzeichnet, daß die Hauptproduktionsmittel gesell­
schaftlich genutzt werden und daß die Aneignung des 
Produkts gesellschaftlich erfolgt (vgl. OG, Beschluß vom
5. Dezember 1952 - 1 Uz 17/52, NJ 1953 S. 114). Es 
gibt innerhalb der sozialistischen Genossenschaft keine 
sich gegenüberstehenden Gruppen von Menschen, von 
denen die eine die Produktionsmittel besitzt und 
sich das Produkt der Arbeit der anderen Gruppe an­
eignet.

Nach dem Akteninhalt ergeben sich keine Hinweise 
dafür, daß die den Genossenschaftern gehörenden 
Kraftfahrzeuge eingebracht sind und gesellschaftlich 

• genutzt werden. Vielmehr scheint jedes Genossen­
schaftsmitglied den materiellen Gewinn aus dem Be­
trieb seines Fahrzeugs persönlich zu ziehen. Gegen das 
Vorhandensein einer sozialistischen Genossenschaft 
spricht ferner die bei einer eGmbH nach dem Genos­
senschaftsgesetz vorgesehene Verteilung des Gewinns, 
die gemäß § 19 des Gesetzes in der Regel nicht nach 
der Arbeitsleistung, sondern nach der Höhe des Ge­
schäftsanteils bzw. des Geschäftsguthabens erfolgt.

Das Kreisgericht hätte das Statut der Genossenschaft 
einsehen müssen, um ihren Charakter erkennen zu 
können. Trifft es zu, daß danach der Zweck der Ge­
nossenschaft, wie im Kassationsantrag vorgetragen, im 
wesentlichen nur in der besseren Organisation der 
Durchführung von Personentransporten und in der 
Beschaffung von Autozubehör u. ä. besteht, dann han­
delt es sich nicht um eine sozialistische Genossen­
schaft, und die Anwendung der Bestimmungen des 
StEG war fehlerhaft. Die Angeklagte hätte in diesem 
Fall wegen fortgesetzter Unterschlagung in teilweiser 
Tateinheit mit fortgesetzter Urkundenfälschung nach 
den Bestimmungen des StGB (§§ 246, 267, 73 StGB) be­
straft werden müssen.

Die angefochtene Entscheidung war ferner hinsicht­
lich der Verurteilung zum Schadensersatz fehlerhaft. 
Das Kreisgericht hat die Verurteilung in voller Höhe 
des unterschlagenen Betrages ausgesprochen, obwohl 
sich aus den Akten und dem Urteil selbst ergibt, daß 
der größte Teil der unterschlagenen Summe im Zeit­
punkt der Verurteilung bereits zurückgezahlt war. 
Dementsprechend hatte die Taxi-Genossenschaft in 
ihrem am 23. Dezember 1958 gestellten Schadensersatz­
antrag auch nur 2313,37 DM gefordert. Auf Grund der 
gegebenen Umstände (die teilweise Erstattung des 
Schadens erfolgte in Raten) hätte das Kreisgericht in 
der Hauptverhandlung, die am 10. Februar 1959 statt­

fand, aufklären müssen, ob die Angeklagte überhaupt 
noch den im Schadensersatzantrag geforderten Betrag 
in voller Höhe schuldet. Mit Recht hat der Staatsan­
walt in der Hauptverhandlung beantragt, die Ange­
klagte zum Ersatz des r e s t l i c h e n  Schadens zu ver­
urteilen.

Unrichtig war es ferner, die zivilrechtliche Verur­
teilung nur auf § 268 StPO zu stützen. Diese Bestim­
mung eröffnet nur die Möglichkeit, über Schadens­
ersatzansprüche auch im Strafverfahren zu entschei­
den. Ob ein Schadensersatzanspruch berechtigt ist, er­
gibt sich jedoch aus den Bestimmungen des Zivilrechts, 
in vorliegendem Falle aus § 823 BGB.

Ferner war es unzureichend, den Gläubiger der 
Schadensersatzforderung im Urteilstenor lediglich mit 
“Taxi-Genossenschaft“ zu bezeichnen; zumal wenn im 
Eingang des Strafurteils der durch das Verbrechen Ge­
schädigte nicht bezeichnet ist, muß er im Urteilstenor, 
falls er eine juristische Person ist, genau nach Namen, 
Sitz und Angabe der gesetzlichen Vertreter bezeichnet 
werden (vgl. Richtlinie des OG Nr. 11 über die An­
wendung der §§ 268 ff. StPO, Abschn. VI Ziff. 1 
Abs. 5).* Nur wenn diese Erfordernisse erfüllt sind, 
kann das Urteil als vollstreckbarer Titel dienen.

§§ 6, 8 StVO.
Zu der von Fahrzeugführem beim Überholen im 

Straßenverkehr anzuwendenden Sorgfalt.
OG, Urt. vom 28. August 1959 — 3 Zst V 11/59.

Das Kreisgericht E. hat die Angeklagte am 19. September 
1958 wegen fahrlässiger Verkehrsgefährdung (§§ 1, 6 Abs. 2, 
48 StVO) in Tateinheit mit fahrlässiger Körperverletzung 
(§§ 230, 73 StGB) bedingt zu drei Monaten Gefängnis und 
zu drei Vierteln dem Grunde nach zum Schadensersatz ver­
urteilt.

Dem Urteil liegen folgende Feststellungen zugrunde: Am 
Nachmittag des 9. April 1958 fuhr die Angeklagte mit ihrem 
Fahrrad auf der asphaltierten Fernverkehrsstraße 7 von G. 
in Richtung E. Nachdem sie die Ortschaft T. durchfahren 
hatte, wollte sie der Geschädigte S. mit seinem Kraftrad 
MZ 175 ccm überholen. Da die Angeklagte die Mitte der 
5,60 m breiten Fahrbahn benutzte,-gab er ein Warnzeichen, 
als er noch einen Abstand von 100 m von der Angeklagten 
hatte. Hierauf reagierte die Angeklagte nicht. Deshalb 
hupte S., dessen Geschwindigkeit etwa 60 km/h betrug, 
erneut und setzte bei einem Abstand von 20 m zur An­
geklagten zum Überholen an. Als er sich etwa in Höhe 
der Angeklagten befand, fuhr diese plötzlich scharf nach 
links. Er lenkte sein Kraftrad nun ebenfalls auf die 
äußerste linke Fahrbahnseite, streifte aber dennoch die An­
geklagte. Dadurch wurde er noch weiter nach links abge­
drückt und stürzte l'/a m tief in den Straßengraben, nach­
dem er zuvor mit der rechten Seite seines Fahrzeugs an 
einen Brückenpfeiler angestoßen war. Er erlitt hierbei 
einen schweren Splitterbruch sowie eine Bänderverletzung 
am rechten Unterschenkel. Die Angeklagte trug eine Ge­
hirnerschütterung und eine etwa 5 cm lange Kopfplatz­
wunde im Bereich des rechten Scheitelbeins davon. Am 
Kraftrad entstand erheblicher Sachschaden.

Zur Zeit des Unfalls — gegen 16.45 Uhr — herrschte 
Tageslicht; der Himmel war teilweise bewölkt und die 
Sicht im wesentlichen nicht behindert. Die Straße verläuft 
unmittelbar an der Unfallstelle in einer leichten Links­
kurve.

Das Kreisgericht hat ferner ausgeführt: Die Angeklagte 
habe entgegen der Vorschrift des § 6 StVO nicht die rechte 
Seite der rechten Fahrbahnhälfte benutzt Sie sei auf der 
Mitte der Straße gefahren, weil die rechte Fahrbahnsedte 
leicht beschädigt gewesen sei. Während der Fahrt habe sie 
des öfteren nach dem links der Straße gelegenen Berg ge­
schaut. Sie habe nicht die gehörige Sorgfalt im Straßen­
verkehr walten lassen. Deshalb habe sie, als sie die An­
näherung des Kraftrades bemerkte, falsch reagiert und sei 
statt nach rechts nach links gefahren. Dadurch habe sie 
den Unfall und die Körperverletzung des S. verursacht 
Andererseits habe sich S. ebenfalls verkehrswidrig ver­
halten. Als er bemerkte, daß die Angeklagte auf sein 
Warnzeichen nicht reagierte, hätte er seine Geschwindigkeit 
herabmindern und seine Fahrweise so einrichten müssen, 
daß er in der Lage gewesen wäre, seinen Pflichten im 
Straßenverkehr nachzukommen. Aus diesem Grunde müsse 
S. ein Viertel des entstandenen Schadens selbst tragen.

Der Generalstaatsanwalt hat die Kassation des Urteils 
beantragt. Der Kassationsantrag hatte Erfolg.

* GBl. 1958 n S. 93 ££. oder NJ 1958 S. 317 £f.
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